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Text 

Staatliche Wirtschaftskommission 
 

§ 112. (1) In Betrieben, in denen dauernd mehr als 400 Arbeitnehmer beschäftigt sind, kann der Betriebsrat 
gegen Maßnahmen im Sinne des § 111 Abs. 1 

 1. binnen einer weiteren Woche einen Einspruch bei der Staatlichen Wirtschaftskommission erheben, 
wenn innerhalb von zwei Wochen ab Antragstellung bei der Schlichtungskommission eine Einigung 
oder ein Schiedsspruch nicht zustande kommt, oder 

 2. wenn eine Schlichtungskommission im Sinne des § 111 Abs. 3 nicht errichtet ist und zwischen 
Betriebsrat und Betriebsinhaber binnen einer Woche ab Erhebung des Einspruches gemäß § 111 Abs. 1 
eine Einigung nicht zustande kommt, binnen einer weiteren Woche über den Österreichischen 
Gewerkschaftsbund einen Einspruch bei der Staatlichen Wirtschaftskommission erheben, wenn es sich 
um eine Angelegenheit von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung handelt. Diese Bestimmungen gelten 
sinngemäß für Unternehmen der in § 40 Abs. 4 bezeichneten Art, wenn die Zahl der im Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer dauernd mehr als 400 beträgt und von der wirtschaftlichen Maßnahme mehr 
als 200 Arbeitnehmer betroffen sind. 

(2) Die Staatliche Wirtschaftskommission hat zwischen Betriebsrat und Betriebsinhaber zu vermitteln und 
zum Zwecke des Interessenausgleichs Vorschläge zur Beilegung der Streitfragen zu erstatten. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, hat der Betriebsinhaber der Staatlichen Wirtschaftskommission 
alle zur Behandlung des Einspruchs notwendigen und die ihm bezeichneten Unterlagen zu übermitteln. Die 
Staatliche Wirtschaftskommission hat in Form eines Gutachtens festzustellen, ob der Einspruch berechtigt ist. 

(4) Für die in der Anlage zu § 2 des Bundesministeriengesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, Teil 2 A Z 11 
genannten Betriebe und Unternehmungen ist beim Bundeskanzleramt unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers 
oder eines von ihm bestellten Vertreters, für die nach der Anlage zu § 2 des Bundesministeriengesetzes 1973, 
Teil 2 M in die Kompetenz des Bundesministeriums für Verkehr fallenden Betriebe und Unternehmungen ist 
beim Bundesministerium für Verkehr, für die übrigen Betriebe und Unternehmungen ist beim 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie unter dem Vorsitz des zuständigen Bundesministers oder 
eines von ihm bestellten Vertreters eine Staatliche Wirtschaftskommission zu errichten. Die übrigen Mitglieder 
der beim Bundeskanzleramt, beim Bundesministerium für Verkehr und Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie errichteten Wirtschaftskommission werden in gleicher Anzahl von der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft und vom Österreichischen Arbeiterkammertag entsendet. 


